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Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder der Wacker Neuson SE 

Das System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder richtet sich nach den gesetzlichen 

Vorgaben und berücksichtigt die Vorgaben des DCGK, soweit hiervon keine Abweichungen 

erklärt wurden. Zudem wurde die Aufsichtsratsvergütung anderer vergleichbarer börsennotierter 

Gesellschaften berücksichtigt. 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder soll insgesamt ausgewogen sein und in einem 

angemessenen Verhältnis zu ihrer Verantwortung und ihren Aufgaben sowie zur Lage der 

Gesellschaft stehen. Die jeweilige Höhe der festen jährlichen Vergütung berücksichtigt die 

konkrete Funktion und die Verantwortung der Aufsichtsratsmitglieder. Zugleich soll die 

Vergütung die Übernahme eines Mandats als Mitglied oder Vorsitzender des Aufsichtsrats oder 

eines Ausschusses hinreichend attraktiv erscheinen lassen, um entsprechend qualifizierte 

Kandidaten für den Aufsichtsrat gewinnen und halten zu können. Dies ist Voraussetzung für 

eine bestmögliche Überwachung und Beratung des Vorstands, die wiederum einen 

wesentlichen Beitrag für eine erfolgreiche Geschäftsstrategie und den langfristigen Erfolg der 

Gesellschaft leistet. 

Die Aufsichtsratsmitglieder sollen neben der Festvergütung eine erfolgsorientierte Vergütung in 

Abhängigkeit von dem Konzernergebnis nach Steuern erhalten. Um die Unabhängigkeit des 

Aufsichtsrats zu stärken und eine objektive und neutrale Wahrnehmung der Beratungs- und 

Überwachungsfunktion sowie unabhängige Personal- und Vergütungsentscheidungen zu 

ermöglichen, wird der überwiegende Teil der Vergütung als Festvergütung gewährt. Denn der 

Umfang der Arbeitsbelastung und des Haftungsrisikos der Aufsichtsratsmitglieder entwickelt 

sich in aller Regel nicht parallel zum geschäftlichen Erfolg des Unternehmens beziehungsweise 

zur Ertragslage der Gesellschaft. Darüber hinaus wird eine erfolgsorientierte Vergütung in 

Abhängigkeit von finanziellen Leistungskriterien gewährt. Die erfolgsorientierte Vergütung des 

Aufsichtsrats ist nicht als Steuerungsanreiz oder Bonifizierung des Aufsichtsrats für die 

langfristige Entwicklung der Gesellschaft anzusehen, sondern soll in weniger erfolgreichen 

Jahren ein Atmen der Vergütung ermöglichen. 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder besteht aus einer festen jährlichen Vergütung in Höhe 

von 30.000 Euro, die in vier gleichen Raten jeweils zum Ende eines Quartals für das ablaufende 

Quartal fällig und zahlbar ist. Zudem erhalten die Aufsichtsratsmitglieder für jede Sitzung des 

Aufsichtsrats, an der sie teilnehmen, ein Sitzungsgeld in Höhe von EUR 1.500,00, das jeweils 

am Ende eines jeden Kalendervierteljahres zur Zahlung fällig ist. Als Teilnahme an einer 

Aufsichtsratssitzung gilt in diesem Zusammenhang auch die Teilnahme im Wege der Telefon- 

oder Videokonferenz. Für mehrere Aufsichtsratssitzungen, die an einem Tag stattfinden, wird 

das Sitzungsgeld nur einmal gewährt. Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten ferner den Ersatz 

ihrer Auslagen einschließlich der ihnen für die Aufsichtsratstätigkeit zur Last fallenden 

Umsatzsteuer. Darüber hinaus versichert die Gesellschaft auf ihre Kosten die 

Aufsichtsratsmitglieder gegen zivil- und strafrechtliche Inanspruchnahme einschließlich jeweils 

der Kosten der Rechtsverteidigung im Zusammenhang mit der Wahrnehmung ihrer Mandate 

und schließt hierfür eine angemessene Rechtsschutz- und Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherung (D & O-Versicherung) ab.  



 

 
2 
 

Entsprechend der Empfehlung G.17 DCGK soll der höhere zeitliche Aufwand des Vorsitzenden 

und des stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats sowie der Vorsitzenden und Mitglieder 

von Ausschüssen angemessen berücksichtigt werden. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats soll 

daher das zweifache der Grundvergütung eines einfachen Aufsichtsratsmitglieds erhalten und 

sein Stellvertreter das 1,5-fache. Die einfache Mitgliedschaft in Ausschüssen wird mit jährlich 

EUR 5.000,00 zusätzlich honoriert; Ausschussvorsitzende erhalten zusätzlich das Doppelte 

dieses Betrags je Vorsitz. 

Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält eine erfolgsorientierte Vergütung in Höhe von 0,05 Prozent 

des Konzernergebnisses nach Steuern. Diese erfolgsorientierte Vergütung beträgt in keinem 

Fall mehr als das 0,75-fache der jeweiligen Festvergütung (einschließlich Ausschussvergütung) 

des Aufsichtsratsmitglieds. Für ein Aufsichtsratsmitglied beträgt der Anteil der Festvergütung 

also mindestens 57 % und der Anteil der variablen Vergütung maximal 43 % an der 

Gesamtvergütung. 

Einziges Kriterium für die Gewährung und Höhe der variablen Vergütung ist die Höhe des 

Konzernergebnisses nach Steuern, wie es sich aus dem gebilligten Konzernabschluss der 

Wacker Neuson SE für das betreffende Geschäftsjahr ergibt. Die Aufsichtsratsmitglieder 

erhalten 0,05 % des Konzernergebnisses als variable Vergütung, die nach oben auf das 0,75-

fache der jeweiligen Festvergütung (einschließlich Ausschussvergütung) begrenzt ist. Die 

Orientierung der Vergütung des Aufsichtsrats an diesem Leistungskriterium für die Gewährung 

der variablen Vergütung ist unter Tragfähigkeitsgesichtspunkten gerechtfertigt, weil das 

Konzernergebnis den wirtschaftlichen Erfolg des Konzerns am besten reflektiert. Die variable 

Vergütung wird mit dem Beschluss des Aufsichtsrats über die Billigung des Konzernabschlusses 

für das betreffende Geschäftsjahr zur Zahlung fällig. 

Die Aufsichtsratsmitglieder werden, soweit die Hauptversammlung bei der Wahl für einzelne der 

von ihr zu wählenden Mitglieder nicht einen kürzeren Zeitraum beschließt, für die Zeit bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung bestellt, die über die Entlastung für das fünfte 

Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, längstens jedoch für sechs Jahre. Das 

Geschäftsjahr, in dem die Wahl erfolgt, wird hierbei nicht mitgerechnet. Aufsichtsratsmitglieder 

können vorbehaltlich der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen abberufen werden, und sie 

können ihr Amt ohne wichtigen Grund vorzeitig unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten 

durch Erklärung in Textform gegenüber dem Vorstand unter Benachrichtigung des 

Aufsichtsratsvorsitzenden niederlegen. Die Gesellschaft kann auf die Einhaltung dieser Frist 

verzichten. Es gibt keine weitere Vergütung im Falle des Ausscheidens oder eine Bestimmung 

hinsichtlich der Vergütung nach der Amtszeit. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat 

und/oder seinen Ausschüssen nur während eines Teils des Geschäftsjahres angehören, sollen 

nur eine zeitanteilige Vergütung erhalten. 

Die Regelungen zur Vergütung sowie das Vergütungssystem sollen regelmäßig durch den 

Aufsichtsrat auf ihre Angemessenheit hin überprüft werden, wobei auch externe 

Vergütungsexperten hinzugezogen werden können. Zu diesem Zweck hat der Aufsichtsrat die 

Möglichkeit, einen horizontalen Marktvergleich und/oder einen vertikalen Vergleich mit der 

Vergütung der Mitarbeiter des Unternehmens vorzunehmen und kann sich von einem 



 

 
3 
 

unabhängigen externen Experten beraten lassen. Aufgrund der Besonderheit der Arbeit des 

Aufsichtsrats wird bei der Überprüfung der Aufsichtsratsvergütung in der Regel kein vertikaler 

Vergleich mit der Vergütung von Mitarbeitern des Unternehmens herangezogen. Mindestens 

alle vier Jahre sowie im Fall von Vorschlägen zur Änderung der Vergütungsregelungen fasst 

die Hauptversammlung Beschluss über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder. Die 

Hauptversammlung kann das jeweils bestehende System der Aufsichtsratsvergütung 

bestätigen oder einen Beschluss zur Änderung fassen. Entsprechende Beschlussvorschläge 

an die Hauptversammlung werden gemäß der gesetzlich geregelten Kompetenzordnung von 

Vorstand und Aufsichtsrat unterbreitet, sodass es zu einer gegenseitigen Kontrolle der beiden 

Organe kommt. Die in den Geschäftsordnungen für den Vorstand und den Aufsichtsrat 

festgelegten Regeln für den Umgang mit Interessenkonflikten werden bei den Verfahren zur 

Einrichtung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungssystems eingehalten. Die 

Entscheidung über die letztendliche Ausgestaltung des Vergütungssystems ist der 

Hauptversammlung zugewiesen. 


